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Prank Giesen

BURGERLICHER STAAT UND INFRASTRUKTUR 

1. Vorwort 

Diese Arbeit stellt von unserer Seite einen ersten allgemeinen Versuch

dar,über die Entstehung des Staates und seiner historischen Entwick-

lung zu einer Analyse der heutigen Punktion und der damit verbundenen

Aufgaben des bürgerlichen Staates,also was man weitgefaBt als Infra-

struktur bezeichnet,zu kommen.

Dieser Anspruch impliziert,daß sich nicht mit speziellen Problemen wie

z.B.Raumordnung oder Städtebau,d.h.mit konkreten Versuchen kapitalis-

tischer "Planung",beschAftigt werden soll, sondern es ist intendiert,

mit dieser Arbeit erste allgemeine Voraussetzungen für die Analyse

und Einordnung staatlicher Maßnahmen bei speziellen Problemen zu

schaffen.

Diese Arbeit gibt in etwa den Diskussionsstand von Anfang 1972 wieder.

Wir meinen sie dennoch in dieser Nummer veröffentlichen zu können,da

sie nach unserer Ansicht einen,wenn such relativ oberflachlichen,Ein-

stieg in die Problematik der Infrastruktur,bzw,des Vernaltnisses von

Staat und Infrastruktur ermöglicht.So besitzen unsere Einschätzungen

von Staat und Einzelkapitalen in Bezug auf infrastrukturelle Einrich-

tungen lediglich Thesencharakter.Dies gilt in besonderem Maße für die

Behauptung,daß Einzelkapitale aufgrund sich verschArfender Verwertungs

schwierigkeiten die profitablen Bereiche der Infrastruktur zu okku-

pieren versuchen und dadurch in einen tendenziellen Interessengegen-

satz zum bürgerlichen Staat geraten müssen.

Wir werden in Zukunft über dieses Thema intensiv weiterarbeiten,da es

unserer TV:einung nach von gröBter Wichtigkeit ist,z.B.auch für eine

sozialistische iiochschulpolitik.

2. Die Notwendigkeit der Entstehung des Staates 

Mit der Entwicklung der Produktivkräfte einher geht die Entwicklung

der Teilung der Arbeit,bzw.die Teilung der Arbeit ist ihrerseits

wieder Voraussetzung für die Weiterentwicklung der Produktivkräfte.

Sind diese und der korrespondierende Grad der Teilung der Arbeit an

einem Punkt angelangt,der es ermöglicht so viel zu produzieren,daB ein

Teil der Gesellschaft sich nicht mehr unmittelbar an der Produktion

des zum Lebensunterhalt notwendigen Maßes an Lebensmitteln beteiligen

ma,ist die Voraussetzung zur Herausbildung von Privateigentum gegeben,

Die Existenz dieses privaten Eigentums an Produktionsmitteln teilt

die Gesellschaft in zwei sich unversöhnlich gegenüberstehende Klassen,
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in Besitzende und Nichtbesitzende.

"Elne solche Gesellschaft konnte nur bestehen entweder in fortwährendem
e*feAem Kanpf dieser Klassen gegeneinander oder aber unter der Herr-
schaft einer dritten Macht,die,scheibar über den widerstreitenden
stehend,ihren offenen Konflikt niederdrückte und den Klassenkampf
höchstens auf ökonomischem Gebiet,in sogenannter gesetzlicher Form,
sich ausfechten ließ.Die Gentilverfassung hatte ausgelebt.Sie war
gesprenzt durch die Teilung der Arbeit,und das Ergebnis,die Spal-
tung der Gesellschaft in Klassen.Sie wurde ersetzt durch den
Staat." (1,3.292)
Der Staat,von dem Engels hier spricht,ist der Staat in der Sklaven-
naltengesellschaft,einer Gesellschaft,die als erste auf der Basis

des allerdings noch gemeinschaftlichen Privateigentums existierte.
Er mußte entstenen,weil sich hier erstmals in der Gesvhichte zwei
antagonistische Klaseen,SUrger bzw.Sklavenhalter und Sklaven,gegen-

abarstanden.
"Erst als die erste Form der Teilung der Gesellschaft in Klassen,
als die Sklaverei aufkam,als es einer gewissen Klasse von Menschen,
die sich auf die gröbsten Formen der landwirtschaftlichen Arbeit
konzentriert hatte,möglich wurde,einen gewissen Überschuß zu pro-
duzieren,als dieser eberschuß für die allerarmseligste Existenz
der Sklaven nicht mehr absolut notwendig war und in die Hände des
Sklavenhalters fielen,als sich auf diese Weise die Existenz dieser
Klasse von Sklavenhaltern festigte und damit sie sich festigte,
wurde das Entstehen des Staates zur Notwendigkeit."(2,S.14)
Es kann also keine Rede davon sein,daß der Staat eine der Gesell-

schaft von außen aufgezwungene Macht (Engels) sei.

"Staatliche und ähnliche Institutionen entspringen... in tiefster
Hinsicht der sozial-ökonomischen Notwendigkeit,genauer:dem objek-
tiven Bedürfnis der herrschenden Klassen nach einem Instrument,der
Staatsmacht nämlich,zur Garantie ihrer ökonomischen Interessen
gegenüber der gesamten übrigen Gesellschaft,insbesondere gegenüber
den arbeitenden,auszubeutenden Klassen."(3,S.90)
Ursprünglich,und an dieser Grundfunktion kann sich solange nichts
ändern,wie es Klassen gibt,hat der Staat also die Funktion,die

jeweiligen Produktionsverhältnisse zu garantieren,die jene der

herrschenden,besitzenden Klasse gegenüber der nichtbesitzendenous-
'gebeuteten darstellen.Oder anders gesagt:Die Aufgabe jedes Staates

besteht darin,die allgemeinen Produktionsbedingungen zu garantieren
und aufrechtzuerhalten.Babei müssen sich die Maßnahmen hierfür in
dem Maße ändern,wie sich die Produktivkräfte und damit die Produk-
tionsverhältniese entwickeln.Jan wird später sehen,daß diese Maß-

nahmen z.B. im Kapitalismus anderer Quantität und Qualität als in
der Sklavenhaltergesellschaft sind und sein müssen.
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3. Grundlagen und Entstehung des bürgerlichen Staates 

Allen Staaten der präkapitalistischen Gesellschaftsformationen war
ein entscheidendes Merkmal gemein,das sie grundlegend von kapital-

istisch-bürgerlichen Staat unterscheidet:die direkte Identität von
ökonomischen und politischen Machtträgern.Waren es in der antiken

Sklavenhaltergesellschaft,die auf gemeinschaftlichem Privateigen-
tum basierte,die Sklavenhalter,die antike Bourgeoisie,die neben
der ökonomischen Macht als einzige das Recht besaß,die politischen
Posten zu besetzen,so sind es im Feudalismus,der auf dem Privat-
eigentum des Grundbesitzes und,später,dem korporativen Eigentum

des Handwerks beruhte,die feudalistische Aristokratie und die Zünfte,
die die Staatsträger bildeten.

Marx charakterisiert den feudalistischen Herrscherstaat folgender-

maßen:
'Welches war der Charakter der alten Gesellschaft? Ein Wort charak-
terisiert sie.DieFeudal ität.Die alte bürgerliche Gesell-
schaft hatteunmittelbareinenpolitischen
Charakter,d.h.die Elemente des bürgerlichen Lebens,wie z.B.der
Besitz oder die Familie oder die Art und Weise der Arbeit,waren'
in der Form der Grundherrlichkeit,des Standee und der Korporation
zu Elementen des Staatslebens erhoben.Sie bestimmten in dieser
Form das Verhältnis des einzelnen Individuums zumStaats-
ganzen,d.h.seinpolitischesVerhältnis,d.h. sein
Verhältnis zur Trennung und Ausschließung von den anderen Bestand-
teilen der Gesellschaft,Denn jene Organisation des Volkslebens er-
hob den Besitz oder die Arbeit nicht zu sozialen Elementen,sondern
vollendete vielmehr ihreTrennungvon dem Staatsganzen und
konstituierte sie zu be-sonderenGesellschaften in der
Gesellschaft.So waren indes immer noch die Lebensfunktionen und
Lebensbedingungen der bürgerlichen Gesellschaft politisch,wenn auch
politisch im Sinne der Feudalität,d.h sie schlossen das Individuum
vom Staatsganzen ab,sie verwandelten  das b e s o n d e r e Verhält-
nis seiner Korporation zum Staatsganzen in sein eignes allgemeines
Verhältnis zum Volksleben,wie seine bestimmte bürgerliche Tätigkeit
und Situation in seine allgemeine Tdtigkeit und Situation.Als Kon-
sequenz dieser Organisation erscheint notwendig die Staatseinheit,
wie das Bewußtsein,der Wille und die Tätigkeit der Staatseinheit,
die allgemeine Staatsmacht,ebenfalls als b e s o n d e r e Ange-
legenheit eines von dem Volke abgeschiedenen Herrschers und seiner
Diener." (4,S.51)

Die diesem feudalistischen Herrscherstaat zugrundeliegende Produk-
tionsweise stößt an einem bestimmten Punkt an ihre eigenen Grenzen.
Die Produktivkräfte können sich nicht weiterentwickeln,sie werden

durch die Organisation der feudalistischen,vergleichaweise bornierten
Produktionsverhältnisse in ihrer Entwicklung derart gehemmt,daß sie
endlich deren Zerstörung bewirken.Es erfolgt der Ubergang vom

,leacsmogn7aa7e1WM4a,Mtta '7(2VMVaaissvitmeastb,
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Feudalismus zum Kapitalismus.
Lit der nun veränderten Produktioneweise verliert der Staat zwar

nicht seine Grundfunktion,denn "Die politische Gewalt im eigent-
lichen Sinne ist die organisierte Gewalt einer Klasse zur Unter-
drÜckung.einer anderen."(5,S.45)
Aber der gesellschaftliche Charakter der Staatsmacht ändert sich.

"Die politische Revolution,welche diese(die feudalistische,d.V.)
Herrechermacht stürzte und die Staatsangelegenheiten zu Volksan-
gelegenheiten erhob,welche den politischen Staat ale a 1 1 g e -
meineAngelegenheit,d.h.als wirklichen Staat konstituierte,
zerschlug notwendig alle Stände,Korporationen, Innungen,Privilegien,
die ebensoviele Ausdrücke der Trennung des Volkes von seinem Ge-
meinwesen waren.Die politische Revolution h o b damit den p o 1 -
itischen Charakter der bürgerlichen
Gesel lschaft auf(4,S.51)
"Der Staat hebt den Unterschied der G e b u r t,des S t a n d e s,
derBildung,derBeschäftigungin seiner Weise
auf,wenn er Geburt,Stand,Bildung,Beschäftigung fürunpoli t-
ischeUnterschiede erklärt,wenn er ohne Rücksicht auf diese
Unterschiede jedes Glied dee Volkes zumgleichmäßigen
Teilnehmer der Volkssouveränität ausruft,wenn er alle Elemente des
wirklichen Volkslebens von dem Staatsgesichtspunkt aus behandelt.
Nichtsdeetoweniger läßt der Staat das Privateigentum,die Bildung,
die Beschäftigung auf i h r e Weise,d.h.als 2rivateigentum,als
Bildung,als Beschaftigungwirkenund ihr b e s o n d e r e s
Vesen geltend machen.Weit entfernt,diesefaktischen
Unterschiede aufzuheben,existiert er vielmehr nur  unter ihrer Vor-
aussetzung,empfindet er sich alspolitiecherStaat und
macht er seine A 1 lgemeinheitgeltend nur im Gegensatz
zu diesen seinen Elementen." (4,3.38)

Dieser kapitalistisch-bürgerliche Staat 1st adä1uates Resultat und

gleichzeitig Voraussetzung der Bedingungen der materiellen Produk-

tion,d.h. der kapitalistischen Produktion.Der kapitalistische Pro-

duktionsprozeß benötigt Produzenten,die frei sind,frei von Leib-

eigenschaft und vor allen Dingen frei von Produktionsmitteln.Dieee

Lohnarbeiter müssen ihre Arbeitskraft verkaufen können,d.h.sie
müssen als freie Verkäufer auftreten,also dem Besitzer der Produk-

tionsmittel als rechtlich gleichgestellte Person.Frei und rechtlich

gleich aber auch deswegen,weil die Arbeitskraft der Lohnarbeiter

eben nicht nur Dix einen Kapitalisten verfügbar sein muß,sondern

für alle.Deshalb ist der bürgerliche Staat gezwungen,ala Garant

der Volkseouverdnität z erscheinen,und aus diesem Grund darf es
keine politischen Unterschiede innerhalb der bürgerlichen Geeell-

schaft mehr geben,Unberührt davon bleiben aber die ökonomischen
Unterschiede bestehen und werden durch das Kapital immer wieder neu

produziert und weiter verschärft.

4. Zur Funktion des bürgerlichen Staates 

"Durch die Emanzipation des Privateigentums  vom Gemeinwesen ist der
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ataat zu einer besonderen Existenz neben und au2er der ;hrg•rlIcnen
Gesellschaft geworden-,er ist aber weiter :ichts als die 	 ';er
Organisation,weiche sich die Bourgeois s..hi nach Auf3en a.7.s nach
inne hin zur gegenseitigen Garantie ihres :',',4 ,,.=rntums und Inrer
Interessen notwendig geben.d

Auch der kapitalistische Staat ist also Instrument der herrschenen

Klasse zur Aufrechterhaltung der ihre - acnt. begründenden :Prhiuks-

verhJ.itnisse.Gleichwohl haben sien dia AufehMen und _etnoden 	 1 rund
der veranderten Produktionsweise 	 und vernaltnisse -,;eanaert

jerhaltnie s's den vorangegangenen Gesellschaften.

Im 7olgenden soll nun aufgezeigt weraen,welcher art ajese

und Methoden sind,und daf3 gerade der kapitalistische 'Itaet seine

Existenz au2er und neben der Geselisc,hat naben muß,obwohl er ja

mit und aus faerselben hervorgegangen ist,

Die Staatsform aller früheren Geselischaften,bzw.Klassengeselischaft-

en,war die des Herrscherstaates,d.h.die "dkonomisch herrschende

klasse war auch unmittelbar die politisch herrscnems5e.Po waren
in antiken G-riechenland end Horn nur ImitElieder der besitzenden

Klasse aktiv und passiv wahlberechtigt.Die Staatsform in Yewdalismus

war die vlonarchie,deren Institutionen nur von Idtgliedern der A.ris-
tokratie und somit des GroP,grundbesitzes,spater noch von Vertretern
des stadtischen Handwerks besetzt waren.Etenfalls gemein war diesen

beiden Gesellschaften das weitgehend einheitliche Interesse inner-

halb der herrschenden :ikonomischen Klassen.

Anders im Kapitalismus.Auch hier gibt es zwar hauptsachlich eine
bkonomisch herrschande klasse,die in ihrer Gesamtheit auch ein
einheitliches Interesse hat,nimlich das der grUtmöglichsn Profit-

maximierung,aber dieses gemeinsame Interesse muß erst vermittelt
werden.

Der kapitalistischen Produktionsweise eigen ist die Ronkurenz der
Einzelkapitale.Jedes Einzelkapital  muß nactrbestm6glicher Kapital-

verwertung streben und steht so den Interessen der anderen Einzel-

kapitale diametral entgegen.Es muß also eine Institution vorhanden

außerhalb des unmittelbaren Produktionsprozesses agiert,

um das den in der Produktion konkurrierenden Einzelkapitalen ab-

gehende Gesamtinteresee,die blederhaltung der nichtbesitzenden

Klassen und Schichten,zu übernehmen und durchzusetzen.Und eben diese

Institution ist der "ideelle Gesamtkapitalistu (Engels),der bürger-
liche Staat.Hierin liegt auch begründet,da Marx von der Existenz

des Staates  als "neben und Außer•der bürgerlichen Gesellschaft"
spricht.
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ee eeeee in Abeebnitt 2 schon gesagt,daß die Hauptfunktion jedes

'atee darin bestünde,die herrschenden Produktionsverhältnisse

aefresetzeerealten un4 zu garantieren.Dies gilt uneingeschrankt

eenfnlls fer den kapitalistischen Staat.

"eee f -er' -
eihrende Umwelzune der Produktion,die ununterbrochene

Lleree,egeee .
ang eiler gesellschaftlichen Zustande,die ewige Un-

eteeen.eie una Bewegueg zeicenet die Bourgeoisepoche vor allen andern
I ä

11.n flie Bourgeoisie kann nicht existieren,ohne die Produktions-
eerimente,alse die Produktionsverhaltnisse,also s._mtliche gesell-

e -.eaftlichen Vernditnisse fertwhrend zu revolutionieren."(5,S.29)

7er diesem Hintergrund wird klar,daß die kapitalistische staatliche

Gewalt dae Spektrum der .eaenahmen entgegen früheren Gesellschaften

stendig erweitern muß une dies,historisch gesehen,auch getan hat.

Lareberhinaus ist sie eezwungen,eine Aufgabe zu übernehmen,die

gleichzeitig Resultat und Voraussetzung des kapitalistisce.en Pro-

duktioneprozesses ist.
"enter ..en i?edingeneen der Verallgemeinerung der Warenproduktion,
c.h.unter kapitalistischen Bedingengen,in denen die Trennung der
individuellen Produzenten von ihren Produktionsmitteln real wird
inn das Kapitalverdiltnis 	 necn reeller Subsumtion der Arbeit
unter das aital - sick rein herausbildet,setzt die gesellschaft -
lece Arbeit,in ihrer kapitalistischen Form,einen charakteristischen
Widerspruch:Einerseitsbildet sie gerade die Grundlage
für einen gesamteeeellschaftlichen Zusammenhang des Reproduktions-
nrozeeees,indem sie die eesellschaftliche Teilung der Arbeit auf
dte:;pitze treibt und damit mehr und mehr Potenzen gesellschaftlicher
Arbeit entwickelt.Jedech messen,wie bei jeder gesellschaftlichen
Produgtioe,gewisse allgemein notwendige Rahmenbedingungen des
2rcduktions- und Reproduktionsprozesses vorgegeben sein,die ihrer-
eeits selbst produziert sein müssen,was bedeutet,da2 ein adäquates
euantum gesellschaftlich disponibler Arbeitszeit zu ihrer Her-
etellung auf gewandt werden muß.A n d e r e r s e i t s stellt sich
jedoch die Gesellschaftlichkeit der individuellen Arbeiten erst
a posteriori außerhalb der privaten Produzenten heraus,als Resultat
eines anarchischen Prozesses,elle Arbeiten,die a priori gesellschaft-
liche eind,in der Weise,daß sie direkt zur Erfüllung gemeinschaft-
licher Aufgaben dienen,körnen daher nicht unter der Form der bloß
vermittelt gesellschaftlichen Arbeit geleistet, werden.Die gemein-
schaftlichen Arbeiten werden also bedingt durch die Gesellschaft-
lichkeit der Produktion überhaupt und werden zugleich durch die
spezifische Art der Gesellschaftlichkeit an der Ausführung ver-
hinderteDer Widerspruch kann sich nur lösen,indem sich der Gesell-
schaft von Privaten die Gesellschaft ale solche gegenüberstellt,
indem also die Gesellschaft,das Allgemeine,worunter die besonderen
Individuen subsumiert sind,eine selbetandige besondere Existenz
neben und außer der Gesamtheit der die Gesellschaft konstituierenden
Privaten gewinnt.Diese Verdoppelung der Gesellschaft bringt den
Staat hervor." (7,5.131)

Des heißteda sich die Gesellschaftlichkeit im Kapitalismus erst
über den Markt herstellt e die gesellschaftlichen Bedingungen für
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den Produktionsprozess aber schon a priori geschaffen werden müssen,

wird der Staat notwendig,als etwas über der Gesellschaft stehendes,

we die allgemeinen Voraussetzungen für die Produktion und die Re-

produktion zu schaffen.Daß der "ideelle Gesamtkapitalist" unter dem

Zwang dieser Notwenigkeit Entscheidungen such gegen die besonderen

Interessen der Einzelkapitale treffen und durchsetzen muß,zeigt

u.v. das Beispiel der Fabrikgesetzgebene in England zur Zeit  des
"free trade".(siehe hierzu such MEW Bd.23,e.504 fl)

Durch die dem Kapital eigene Dynamik fand eine immer starker?

Konzentration und. daran anschließende Zentralisation des eapitals

statteeas wiederum die Voraussetzung für das Einsetzen des Imperia-
lismus war.

An diesem Punkt musste die Aufgabe des Staates,die allgemeinen Vor-

aussetzungen für Produktion und Reproduktion der nationalen Einzel-

kapitale zu schaffen,internationale Dimensionen annehmen,deren

Resultat unter anderem zwei imperialistische eveltkriege

dem Abschluß der Aufteilung der Welt beginnen die Verwertungsschwierg

keiten des Kapitals sich fortlaufend zu verscharfen.

Es ist deshalb kein Zufall,daß gerade in dieser Zeit der  Staat immer

mehr Einrichtunen übernimmt,die zu den vor-und nachgeschalteten

Bedingungen der Produktion gehören,d.h.die Infrastruktur im weiteae

ten Sinne,und somit stärkeren Einfluß auf die Gesellschaft und die
ökonomischen Bewegungen nimmt.

4.1. Infrastruktur und bürgerlicher Staat 

Man hat bisher gesehen,daß die Erstellung der allgemeinen Rahmen-

bedingungen Dir den kapitalistischen Produktionsprozese,der Infra-

struktur also,vom Staat übernommen werden muß,einmal,weil sich die

Gesellschaftlichkeit im Kapitalismus erst über den Markt,also an-

schließend an die Produktion,herstellt,die Bedingungen für die

gesellschaftliche Produktion aber a priori geschaffen werden
müssen, zum anderen,weil die zunehmenden Verwertungsschwierigkeiten

des Kapitals,oder besser der Einzelkapitale,ein zunehmendes

greifen einer "neutralen" Institution verlangen.Doch ist bis jetzt

ein wichtiger Grund für diese Staatstetigkeit noch nicht genannt

worden.

Da Kapital dem Zwang unterliegt,sich so schnell wie möglich ver-

werten zu müssen,d.h.produktiv verwandt zu werden,die meisten  Zweige

der Infrastruktur aber fit/. das Einzelkapital nicht unmittelbar prof-

itabel,weil unproduktiv,sind,bedeutete ein Ubernehmen dieser




